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Zur Frage, ob die Gemeinden, beziehungsweiſe die Grundeigen⸗ 
thümer in den Gemeinden, berechtigt erſchetnen, die Jagd 
auf den in der Gemeindemarkung liegenden Grundſtücken 
„ruhen“ zu laſſen. Von Dr. Ernſt Baron Exterde. 

Mittheilungen aus der Praxis: b 

Sit Frage der Bildung der Anzahl der Wablkörper für Gemeindewahlen it 
die Entſcheidung der politiſchen Bezirksbehörde nicht als eine endgi ltige 

anzuſehen. 

Die im eigentlichen Geſchäfte einer Unternehmung mit Taglohn verwendeten Arbeiter 
können im Sinne der Vorſchriften über Kranken verpflegskoften⸗Vergütung nicht 
als „Taglöhner“ angeſehen werden. 

Der Arbeitgeber bleibt zur Zahlung der Krankenverpflegskoſten auch dann verpflichtet, 
wenn der Geſelle im Verlaufe der Spitalsbehandlung an einer Krankheit behan⸗ 

delt worden iſt, die mit der Urſache der u ſprünglichen Spitalsaufnahme offenbar 
in keinem Zuſammenhange ſteht. 

Zum § 81 des St. G. und zum kaiſ. Patente vom 6. September 1850 (betreffend 
die Gebühren von Spielkarten, Kalendern, ausländiſchen Zeitungen, Ankündi⸗ 

gungen und Einſchaltungen in die Tagesblätter). Durch die Nichtabfuhr von 
un Inſertionsgebühren Seitens des Verlegers einer periodiſchen Zeitſchrift wird der 
Thatbeſtand einer Veruntreuung nicht begründet. 

Verordnung. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


ur Frage, ob die Gemeinden, beziehungsweiſe die 

Grundeigenthümer in den Gemeinden, 

erſcheinen, die Jagd auf den in der Gemeindemar- 
kung liegenden Grundſtücken „ruhen“ zu laſſen. 


Von Dr. Ernſt Baron Exterde. 


In denjenigen Staaten, in welchen mit dem Jahre 1848 das 
Jagdrecht auf fremdem Grund und Boden zwar aufgehoben wurde, 
wo indeſſen zu Gunſten der bis dahin Berechtigten allgemein, ohne 
daß letztere ſich hätten auf einen mit dem Eigenthümer des jazdbela⸗ 
ſteten Grundes abgeſchloſſenen Vertrag berufen müſſen kaiſerliches 
Patent vom 7. März 1849), eine Ablöſung in Geld ſtattfand, ließen 
die Landgemeinden hie und da gern die Jagd ruhen. Sie wollten 
dadurch manchmal den „Herren“ einen Tort anthun, manchmal auch 
bloß das Betreten ihrer Aecker und Wieſen verhindern. Aber auch in 
Oeſterreich, wo doch das Jagdrecht auf fremdem Grund und Boden 
faſt mit Napoleons des Erſten ſattſam bekannten Worten: Est aboli 
sans indemnité . befeitigt iſt, machte ſich das Streben bemerkbar, 
die Jagd ruhen zu laſſen. Dies war vorzugsweiſe in den Landgemein⸗ 
den Galiziens der Fall, und hier kam die Frage, welche die Ueber⸗ 
ſchrift dieſes Aufſatzes bildet, zum Austrage ). Die Gemeinden, bezie⸗ 


1870 9 SR Landwirthſchaftl. Wochenblatt des k. k. Ackerbauminiſterlums ex 


berechtigt 


hungsweiſe die Inſaſſen derſelben, machten geltend, daß ſie die von 
den politiſchen Behörden angeordneten Jagdpachtlicitationen nicht 
begehrt hätten. Sie gaben Vorſtellungen und Proteſte ein, in denen 
fie hervorhoben, daß das Erträgniß der Jagd in keinem Verhältniſſe 
zu den Beſchränkungen ſtehe, welchen der geregelte Wirthſchaftsbetrieb 
durch die Jagdausübung unterworfen werde, weßhalb ſämmtliche Grund⸗ 
beſitzer in den Gemeinden übereingekommen ſeien, lieber auf ihre gerin⸗ 
gen Antheile an dem Ertrage der Jagdverpachtung zu verzichten, als 
ſich gefallen laſſen zu müſſen, daß die Jagdpaͤchter ihre Felder mit 
Hunden durchſtöbern, ihr Vieh beläſtigen oder verjagen und die zur 
Bewachung des Gemeindeweſens nöthigen Hunde, falls ſolche auf dem 
Jagdterritorium betroffen werden, niederſchießen. Ferner wurde von 
den Gemeinden behauptet, daß, nachdem ihnen das Jagdrecht „zuge⸗ 
wieſen“ worden ſei, es ihnen auch freiſtehen müſſe, auf die Ausübung 
dieſes Rechtes ganz zu verzichten, und daß daher von einer zwangs⸗ 
weiſen Ausnützung der Gemeindejagdbarkeit keine Rede ſein könne. 
Die galiziſche Statthalterei ſah ſich durch dieſe Proteſte veran⸗ 
laßt, das Ackerbauminiſterium um die principielle Beantwortung der 
Frage zu erſuchen, ob das der Gemeinde zugewieſene Jagdrecht auch 
gegen den Willen derſelben, und beziehungsweiſe auch gegen den 
Willen der einzelnen Dane welche an dem Erträgniſſe des 
auf ihren Grundſtücken ausgeübten Jagdrechtes nach Maßgabe der 
Ausdehnung dieſer Grundſtücke partictplren, durch die politifche Be⸗ 
hörde zu verpachten ſei. Ohne ſich ſelbſt in dieſer Angelegenheit zu 
einer beſtimmten Anſicht zu bekennen, bemerkte die Statthalterei, daß 
ſich in dieſer Beziehung zwei entgegengeſetzte Meinungen geltend ge⸗ 
macht hätten. Die eine gehe dahin, daß die beſtehenden geſetzlichen 
Beſtimmungen (das kaiſ. Patent vom 7. März 1849, R. G. Bl. 
Nr. 154 und die Min.⸗Vdg. vom 15. December 1852, R. G. Bl. 
Nr. 257) keinen Zweifel übrig laſſen, daß die Verpachtung oder 
Nichtverpachtung des Jagdrechtes innerhalb einer Gemeindegemarkung 
nicht vom Ermeſſen der Einzelnen oder der Mehrzahl der Grund⸗ 
eigenthümer abhänge, ſondern daß dieſes Recht jedenfalls 
verpachtet werden müſſe. Die gemeinſchaftliche Verpachtung der 
Jagd auf den keinen zuſammenhängenden Grundcomplex von 200 Joch 
bildenden, innerhalb einer Gemeindegemarkung liegenden Grundſtücken 
ſei aus national⸗ökonomiſchen Rückſichten, nämlich um einerſeits den 
Wildreichthum auch auf den kleineren Grundcomplexen entſprechend zu 
verwerthen und vor Vernichtung durch regelloſes Jagen zu bewahren, 
anderſeits auch das bei gänzlicher Vernachläſſigung der Jagd voraus⸗ 
ſichtliche Ueberhandnehmen des Wildes im Intereſſe der hiedurch 
häufig geſchädigten Landwirthſchaft hintanzuhalten, angeordnet worden, 
wogegen die Ausübung der Jagdbarkeit auf zuſammenhängenden 
Grundcomplexen von 200 Joch und darüber allerdings dem freien 
Ermeſſen der betreffenden Eigenthümer in der Vorausſetzung überlaſſen 
worden ſei, daß dieſelben ſich in ihrem eigenen Intereſſe vorſehen und 
auch im Staude ſein würden, den angedeuteten national⸗ökonomiſchen 
Rückſichten gehörige Rechnung zu tragen. Wollte man es nun vom 
Ermeſſen der Einzelnen oder auch der Mehrzahl der Grundbeſitzer 
abhängig machen, ob die Verpachtung der Jagdbarkeit auf den der 


letzten Kategorie nicht angehörigen Grundſtücken ftattfinden ſolle oder 
nicht, fo könnte leicht in Folge der irrigen Begriffe, des Leichtſinnes 
und der Leidenſchaftlichkeit der Grundbeſitzer den Intereſſen der Na⸗ 
tionalökonomie oder der Minderzahl der Grundbeſitzer Eintrag gethan 
werden. Ferner müßten die Befürchtungen wegen allfälliger Benach⸗ 
theiligung des Wirthſchaftsbetriebes durch die Jagdpächter, angeſichts 
der ſowohl zur Sicherheit des Jagdrechtes, als auch zum Schutze der 
einzelnen Grundbeſitzer erlaſſenen jagdpolizeilichen Beſtimmungen, deren 
Handhabung ohnedies den Gemeindevorſtänden obliege, gänzlich hin⸗ 
wegfallen, und dürften auch dieſe befürchteten Nachtheile in keinem 
Verhältniſſe zu jenem Schaden ſtehen, welcher im Falle der gänzlichen 
Einftellung der Jagdausübung dem Wirthſchaftsbetriebe aus der über⸗ 
mäßigen Vermehrung des Wildſtandes erwachſe. Uebrigens würde un⸗ 


geachtet des ausgeſprochenen Willens der Gemeinde, die Jagd unaus⸗ 
genützt zu laſſen, dieſelbe höchſt wahrſcheinlich dennoch und zwar durch 


Raubſchützen ausgebeutet werden. Endlich fei ſchwerlich anzunehmen, 
daß in einer Gemeinde eine ſolche Einhelligkeit der Grundbeſitzer 
erzielt werde, daß ſämmtliche auf die auf ſie entfallenden Antheile an 
der Jagdbarkeit verzichten, namentlich dann, wenn einzelne Parcellen 
eines Gutsgebietes zwiſchen bäuerlichen Parcellen zerſtreut liegen 
und dann zur Gemeindejagdbarkeit gehören. — Von den Verfechtern 
der entgegengeſetzten Anſicht wurde in erſter Linie geltend gemacht, 
daß das der Gemeinde zugewieſene Jagdrecht von dem Jagdrechte 
des Beſitzers eines zuſammenhängenden Grundbeſitzes von 200 Joch 
prineiptell nicht verſchieden fein könne, daß es demnach, fo wie dem 
Letzteren, ſo auch der Gemeinde freiſtehen müffe, ihr Jagd⸗ 
recht auszunützen oder nicht. Da aber die der Gemeinde zu⸗ 
gewieſene Jagd den Grundbeſitz einzelner für ſich nicht ſelbſtſtändig 
jagdberechtigter Gemeindeglieder umfaſſe, ſo müſſe der Beſchluß der 
Gemeinde, das Jagdrecht nicht ausnützen zu laſſen, ſich auf die Einwilli⸗ 
gung ſämmtlicher, oder zum mindeſten jener Grundbeſitzer ſtützen, 
deren Grundbeſitz in der Gemeinde vermöge ſeines Flächenumfangs 
überwiegend iſt. Ein ſolches Beſtimmungsrecht müſſe der Gemeinde 
auch aus dem Grunde gewahrt werden, weil mit der Ausnützung der 
Jagd nicht geringe Hinderniſſe eines geregelten Wirthſchaftsbetriebes 
verbunden ſeien, weil die hieraus reſultirenden Nachtheile keineswegs 
durch den Antheil am Jagdertrage compenſirt werder und weil end⸗ 
lich der durchſchnittliche Ertrag der Jagdpachtungen ein ſo geringer 
ſei, daß der Entgang desſelben das Nationalvermögen in kaum 
nennenswerther Weiſe ſchädige. Als Beleg für die letztere Behauptung 
könne die Thatſache dienen, daß ſelbſt in den großen Gemeinden nie⸗ 
mals ein höherer Jagdertrag als 50 fl. erzielt worden, der Pacht⸗ 
ſchilling in kleineren Gemeinden aber gewöhnlich nur 5— 15 fl., in 
mehreren Fällen gar nur 2—3 fl. betragen habe. 

Nach Prüfung der beiden eben dargelegten Anſichten wurde 
vom Ackerbauminiſterium im Einvernehmen mit dem Miniſterium 
des Innern die angeregte Frage unterm 30. März 1870, 3. 471, 
dahin entſchieden, daß bei dem dermaligen Stande der Geſetzgebung 
die Gemeinden, beziehungsweiſe die Grundeigenthümer in den Gemein⸗ 
den, nicht berechtigt ſeien, die Jagd auf den in der Gemeindemarkung 
liegenden Grundſtückeu ruhen zu laſſen. Für dieſe Entſcheidungen 
waren folgende Erwägungen angegeben: 

„Die Jagd iſt als ein Ausfluß des Grundeigenthumes kein 
Eigenthum der Gemeinde als ſolcher, fondern gehört den einzelnen 
Grundeigenthümern innerhalb der Gemeindemarkung ($ 8 des Patentes 
vom 7 März 1849). Der jährliche Reinertrag der den Gemeinden 
zugewieſenen Jagd iſt am Schluſſe jedes Verwaltungs⸗ oder Pacht⸗ 
jahres unter die Geſammtheit der Grundeigenthümer, auf deren in der 
Gemeindemarkung gelegenem Grundbeſitze die Jagd von der Gemeinde 
ausgeübt wird, nach Maßgabe der Ausdehnung des Grundbeſitzes zu 
vertheilen. Die Gemeindevorſtehungen fungiren allerdings in mancher 


Beziehung als Verwaltungsorgane des Jagdrechtes, find aber | fi 


als ſolche nicht berechtigt, die Jagd ruhen zu lafſen, da ihnen nur 
die Beſtimmung über die Art der Ausübung derſelben zuſteht; 
dagegen ſchiene noch eher die Geſammtheit der Grundbeſitzer berech⸗ 
tigt zu ſein, mittelſt einhelligen Beſchluſſes auf die Ausübung der 
Jagd für eine beſtimmte Zeit gänzlich zu verzichten, d. h. ſie voll⸗ 
ſtändig ruhen zu laſſen, weil mit Rückſicht auf die oben angedeutete 
Anſchauung, daß die Jagd ein Ausfluß des Grundeigenthums ſei, 
vom privatrechtlichen Standpunkte aus gegen dieſe Berech⸗ 
tigung allerdings kein Einwand erhoben werden könnte. Schließlich 
kann gleichwohl auch der Geſammtheit der Grundbeſitzer dieſe Berech⸗ 
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tigung nicht zuerkannt werden, weil das kaiſerliche Patent vom 
7. März 1849, R. G. Bl. Nr. 154, in Verbindung mit der Ver⸗ 
ordnung des Miniſteriums des Innern vom 15. December 1852, 
R. G. Bl. Nr. 257, die Verpachtung der bezeichneten Jagd unbedingt 
vorſchreiben und von dieſen Vorſchriften im adminiſtrativen Wege 
nicht abgewichen werden darf“. 8 

In dem Falle, als eine ſolche Jagd nicht verpachtet werden 
kann, ſagt das Mintſterium weiter, bleibe es nach $ 5 der bezogenen 
Miniſterialverordnung vom Jahre 1852 dem Bezirkshauptmann 
überlaſſen, die entſprechende anderweitige Verfügung zu treffen, und 
wenn in dieſem Falle die Nichtausübung der Jagd durch einige Zeit 
verfügt werden ſollte, ſo würde dies geſchehen können, ohne daß hier⸗ 
über die Grundeigenthümer vorläufig zu vernehmen wären. 

Wir glauben, daß dieſe Entſcheidung de lege lata ſchwer be⸗ 
kämpfbar iſt, halten ſie aber auch de lege ferenda bei dem Stande 
der Dinge in vielen unſerer Gemeinden für ganz gut. Es fließt näm⸗ 
lich zumeiſt der Pachtſchilling für die Gemeindejagd in den Säckel 
der politiſchen Gemeinde. Eine Vertheilung auf die Grundeigenthümer 
erſcheint den Gemeinden zu läſtig, und die Empfangsberechtigten quälen 
um die winzige Quote nicht. Sodann herrſcht doch noch, wie wir 
dies ebenmäßig bei Vertheilung der Kriegspräſtationsobligationen ge ⸗ 
ſehen haben, ein gewiſſer Gemeinſinn, und wir vernahmen mit Be⸗ 
hagen die Aeußerungen, daß derartige von den Einzelnen nicht erar⸗ 
beitete, nicht erwartete Einnahmen der Gemeinde zu Gute kommen 
möchten. — Freilich haben viele Gemeinden außer den durch Umlagen 
erzielten ke ine Einnahmen, und da dient ſogar der Jagdpachtſchilling 
als Illuſtration im Einnahmentheil der Jahresrechnung. 

Die Entſcheidung ſelbſt, und das iſt intereſſant, zeigt nebenbei 
den Zug der Zeit, den völlig freien, beliebigen Gebrauch feines Eigen⸗ 
thums zu Gunſten der Allgemeinheit und aus öffentlichen Rückſichten 
zu beſchränken. Nach römiſchem Rechte konnte der Grundeigenthümer 
Jeden von feinem Boden abhalten. Qui alienum fundum ingreditur: 
venandi aucupandive gratia, potest a domino jure prohiberi, ne 
ingrederetur. Allein wenn wir auch dem Kerngedanken der Römer, 
daß das Jagdrecht im Grundeigenthum liege, ſehr nahe gekommen 
ſind ), wollen wir doch nicht, daß Jemand durch jagdliche Abſperrung 
ſeiner Gründe einen den Uebrigen ſchädlichen Wildzüchtungekamp 
ſchaffe, oder daß er die Wildgewinnung hindere und dem Bringen 
nationalökonomiſcher Werthe entgegenarbeite. Wir betrachten doch das 
Jagdrecht nicht wie die Römer als Privatrecht, ſondern als öffent⸗ 
liches Recht, und jus publicum ad omnium utilitatem spectat. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


In Frage der Bildung der Anzahl der Wahlkörper für Gemeinde⸗ 
wahlen iſt die Entſcheidung der politiſchen Bezirksbehörde nicht als 
eine endgiltige anzuſehen. 


Der Gemeindevorſtand von C. wendete ſich im October 1871 
an den Bezirkshauptmann in Sp. um deſſen Entſcheidung über die 
Bildung von nur zwei Wahlkörpern im Sinne des zweiten Abſatzes 
des § 13 dalmat. Gem.⸗W.⸗O., nachdem auch bei dieſem Anlaſſe die 
Bedingungen des erſten Abſatzes des citirten Paragraphes (geringere 
Zahl der Wahlberechtigten und Unbedeutendheit des Abſtandes zwiſchen 
den einzelnen Steuerſchuldigkeiten) eintreffen. 

Der Bezirkshauptmann erklärte es nach dem geſtellten Antrage 
und in Uebereinſtimmung mit dem bei den letzten Gemeindewahlen 
eingehaltenen Vorgange auch diesmal aus Anlaß der nächſt bevor⸗ 
tehenden Reconſtituirung des Gemeinderathes in C. für angemeſſen, 
daß ausnahmsweiſe — ſtatt drei — nur zwei Wahlkörper gebildet 
werden. 

In Folge dieſer Entſcheidung wurden vom Gemeindevorſtand in 


[C. in Gemäßheit des §8 18 G.⸗W.⸗O. die nach zwei Wahlkörpern 


abgeſonderten Wählerliſten verfaßt und am 13. December 1871 mit 
Feſtſetzung einer Präcluſivfriſt von 14 Tagen zur Anbringung von 


) Vgl. § 5 des kaiſ. Patentes vom 7. Marz 1849, wodurch die Ausübung der 
Jagdbarkeit geregelt wird: „Jedem Beſitzer eines zuſammenhängenden Grundcom⸗ 
plexes von wenigſtens 200 Joch wird die Ausübung der Jagd auf dieſem eigenthüm⸗ 
lichen Grundcomplexe geſtattet“. 


Einwendungen kundgemacht Die Wählerliſten blieben ſpeciell in der 
Gemeindefraction G. vom 14. December 1871 bis ineluſive 13. Jänner 
1872 aufgelegt. Das dortige Wahlcomité überreichte nun am 29. 
December 1871 eine Vorſtellung an die Bezirkshauptmannſchaft, daß 
den Beſtimmungen der $$ 12 und 13 G.⸗W.⸗O. entgegen nicht drei, 
ſondern nur zwei Wahlkörper gebildet wurden, da doch die Zahl der 
Wahlberechtigten im Ganzen weit mehr als 300 beträgt. 

Der Bezirkshauptmann änderte nun ſeine frühere Entſcheidung 
dahin ab, daß für die künftigen Gemeindewahlen in C. wie es in der 
Regel ſein ſoll, drei Wahlkörper zu bilden ſein werden. Hienach 
habe der Gemeindevorſtand von C. in Gemäßheit des § 18 G.⸗W.⸗O. 
das Weitere vorzukehren. 

Den dagegen bei der Statthalterei vom Gemeindevorſtande in 
C. eingebrachten Recurs hat diefe Behörde als unſtatthaft zurückge⸗ 
wieſen, weil nach dem zweiten Abſatze des $ 13 G.⸗W.⸗O. und nach 
dem Geiſte ſämmtlicher Beſtimmungen des zweiten Abſchnittes der 
G.⸗W.⸗O. die Entſcheidung über die Bildung von Wahlkörpern bei 
Gemeindewahlen ausſchließlich der politiſchen Bezirks behörde zu⸗ 
ftehe*) und gegen eine ſolche Entſcheidung kein Recurs zuläſſig ſei 
und weil die Bezirkshauptmannſchaft, nachdem ſie wahrgenommen, da 
ihre frühere Entſcheidung auf unrichtigen Vorausſetzungen beruhte, 
allerdings berechtigt geweſen ſei, dieſelbe in Anwendung der Miniſte⸗ 
rialverordnung vom 30. Auguſt 1868, R. G. Bl. Nr. 124 abzu⸗ 
ändern, da durch die Entſcheidung einem Andern ein Recht nicht zu⸗ 
erkannt wurde. 

Im Miniſterialrecurſe bezeichnete der Gemeindevorſtand von C. 
die Statthaltereierwägungen als unrichtig, denn der § 13 G.⸗W.⸗O. 
ſage nicht, daß gegen eine Entſcheidung des Bezirkshauptmannes über 
die Bildung von Wahlkörpern ein Recurs unzuläſſig ſei; was aber 
nicht verboten, ſei geſtattet. Die Unſtatthaftigkeit des Recurſes ſei nur 
in dem Falle des § 18 G.⸗W.⸗O. ausgeſprochen; dort aber handle 
es ſich um die Berichtigung der Wählerliſten, was von der Bildung 
der Wahlkörper weit verſchieden ſei. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 6. October 
1872, 3. 12.148 die Berufung des Gemeindevorſtandes von C. in 
meritoriſcher Beziehung als unbegründet zurückgewieſen, jedoch der 
Statthalterei bemerkt, „daß der Recurs gegen eine Entſcheidung der 
Bezirkshauptmannſchaft im Sinne des § 13 G.⸗W.⸗O. allerdings zu⸗ 
läſſig iſt, die Statthalterei ſonach über den Recurs des Gemeindevor⸗ 
ſtandes von C. inſtanzmäßig in merito zu entſcheiden gehabt hätte”. 

M. 


Die im eigentlichen Geſchäfte einer Unternehmung mit Taglohn 

verwendeten Arbeiter können im Sinne der Vorſchriften über Kran⸗ 

kenverpflegskoſten⸗Vergütung n „Taglöhner“ angeſehen 
werden ). 


Michael Kr., in L zuſtändig, war im September 1871 in der 
Locomotipfabrik zu J. mit einem Taglohne von 1 fl. 20 kr. beſchäf⸗ 
tigt und zwar beſtand ſeine Arbeit im Auf⸗ und Abladen von Mate⸗ 
riale (Holz, Steinkohlen, Eiſen u. ſ. w.), wie auch im Verſchieben 
der Waggons. Am 29. September 1871 erlitt derſelbe eine Finger⸗ 
quetſchung, in Folge deren er im allgemeinen Krankenhauſe vom 
1. October bis 13. November 1871 verpflegt werden mußte. 


*) Die erſten beiden Abſätze des $ 13 der dalmatiniſchen Gemeindewahlord⸗ 
nung lauten wie folgt: N 

„In der Regel find drei Wahlkörper zu bilden, nur ausnahmsweise, wenn die 
Zahl der Wahlberechtigten gering und der Abſtand zwiſchen den einzelnen S teuer 
ſchuldig keiten unbedeutend iſt, können zwei Wahlkörper gebildet werden. 

Die Entſcheidung hierüber ſteht der politiſchen Bezirksbebörde zu.“ 

Im § 18 desſelben Geſetzes, welcher von den Reclamationen gegen die Wähler⸗ 
liſten hande. t, heißt es ferner: 

„Der Gemeindevorſtand entſcheidet über die rechtzeitig angebrachten Einwen⸗ 
ei. binnen längſtens drei Tagen und nimmt die zuläſſig erkannte Berichtigung 
ogle ich vor. 

Wird die begehrte Berichtigung verweigert, ſo ſteht die Berufung an die poli⸗ 
tiſche Bezirksbehörde offen. Die Berufung muß binnen längſtens drei Tagen nach der 
Verſtändigung von der abſchlägigen Entſcheidung bei dem Gemeindevorſtande ange⸗ 
bracht und von dieſem der politiſchen Bezirksbehörde ungeiäumt vorgelegt werden. 
Ae der politiſchen Bezi:Eöbehörbe iſt für die im Zuge befindliche Wahl 
endgiltig.“ 


) M. vergl. die Mittheilungen in Nr. 3, S. 11 und in Nr. 19, S. 75 des 
Jahrganges 1872 dieſer Zeitſchrift. 
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Zum Erſatze der anerlaufenen Kranken⸗Verpflegskoſten ver⸗ 
urtheilte die Bezirkshauptmannſchaft in K. die Locomotiv⸗Fabriks⸗ 
Actiengeſellſchaft als den Dienſtgeber des Verpflegten. 

Die Statthalterei enthob in Folge Recurſes der Actiengeſell⸗ 
ſchaft dieſelbe von der Zahlungspflicht, „weil Michael Kr. nach ſeiner 
eigenen Ausſage in der Locomotivfabrik als Taglöhner gegen Taglohn 
beſchäftigt war und ſich aus eigener Unvorſichtigkeit ohne Schuld 
eines Anderen an der Hand verletzte, daher die Actiengeſellſchaft zum 
Erfatz der Hellkoſten nicht verpflichtet werden könne“. 

Gegen dieſe Entſcheidung der Statthalterei hat der Landesaue⸗ 
ſchuß die Miniſterialberufung eingebracht, worin er behauptete, die 
Locomotiv⸗Fabriks⸗Actiengeſellſchaft ſuche ſich durch Bezeichnung ihrer 
Angeſtellten minderer Kategorie „als Taglöhner“ der Verpflegskoſten⸗ 
tragung zu entziehen; Kr. habe ſich die Verletzung im Dienſte der 
Actiengeſellſchaft zugezogen und ſei erſt in Folge ſeiner Dienſtuntaug⸗ 
lichkeit, als er die Hilfe eines Krankenhauſes in Anſpruch nehmen 
mußte, entlaſſen worden, wenn dieſe Entlaſſung anders nicht auch 
eine ſcheinbare war. Michael Kr. habe ſich eine Verletzung ſicher 
nicht zuziehen wollen, auch könne dieſe keinem der Mitarbeiter impu⸗ 


5 tirt werden, vielmehr treffe die Verantwortlichkeit die gedachte Geſell⸗ 


ſchaft, welche die nöthigen Vorſichtsmaßregeln zur Verhütung von 
derlei und größeren Unglücksfällen unterlaſſen hat. 

Die Statthalterei rechtfertigte im Vorlageberichte ihre Entſchei⸗ 
dung dahin, daß es nach den erhobenen Verhältniſſen keinem Zweifel 
unterliegen könne, daß Michael Kr. bloßer „Taglöhner“ geweſen war; 
denn zum Auf und Abladen von Materiale und zum Verſchieben 
der Waggons benöthige man keine Arbeiter mit techniſcher Fertigkeit, 
auch ſei Kr. mit einem Taglohne von 1 fl. 20 kr. entlohnt worden. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 4. Auguſt 1872, 
3. 10.659 die Direction der Locomotiv⸗Fabriks⸗Actiengeſellſchaft in 
J. zur Zahlung der Spitalsgegühr für verpflichtet erkannt, „weil Kr. 
zur Zeit ſeiner Verletzung im eigentlichen Geſchäfte der gedachten 
Fabrik, nämlich zum Auf⸗ und Abladen der Materialien als: Holz, 
5 Eiſen u. dgl., ſowie zum Verſchieben der Waggons verwendet 
wurde St. 


Der Arbeitgeber bleibt zur Zahlung der Krankenverpflegskoſten 

auch dann verpflichtet, wenn der Geſelle im Verlaufe der Spitals⸗ 

behandlung an einer Krankheit behandelt worden iſt, die mit der 

Urſache der urfprünglicheu Spitalsaufnahme offenbar in keinem 
Zuſammenhange ſteht. 


Der Schloſſergeſelle Johann G. aus M. in Nieder⸗Oeſterreich 
ſtand in der Zeit vom 5. Jänner bis inclufive 1. Februar 1871 in 
der Verpflegung des allgemeinen Krankenhauſes in Wien, wofür an 
Verpflegskoſtenvergütung 22 fl. 12 kr. beanſprucht wurden. Nach 
eigener Angabe und nach den polizeilichen Erhebungen ſtand derſelbe 
bis zum Eintritte in's Spital bei dem Eiſenwaarenfabrikanten Fried⸗ 
rich K. in Hernals in Arbeit. 

Der Bezirkshauptmann erkannte, daß der Arbeitsgeber die 
Koſten pr. 22 fl. 12 kr. zu erfegen habe, weil G. vor dem Spitals⸗ 
eintritte bei ihm in Arbeit ſtand. 

Im Statthaltereirecurſe machte der Arbeitgeber Friedrich K. 
geltend, daß der Geſelle Johann G. nur wegen einer Verletzung 
ſeines Fingers Aufnahme in das Krankenhaus geſucht habe und dann 
nach mehr als zweiwöchentlichem Aufenthalte im Krankenhauſe daſelbſt 
an den ſchwarzen Blattern erkrankt ſei. Da dieſe Erkrankung, welche 
eine längere Spitalsbehandlung des Johann G. nothwendig gemacht 
hat, mit der urſprünglichen Urſache der Spitalsaufnahme in gar 
keinem Zuſammenhange ſtehe, ſo könne mindeſtens nicht angenommen 
werden, daß G. in dieſer Beziehung beim Arbeitsgeber ſpitals⸗ 
bedürftig geworden ſei. 

Die Statthalterei ließ ſich über dieſen Recurs ein ärztliches 
Parere hinſichtlich der Frage vorlegen, ob G. wegen Fingerverletzung ins 
Spital aufgenommen wurde und wann die Erkrankung begann. Dieſes 
Parere lautete: G. wurde mit einer Fingerquetſchung auf Zimmer 
Nr. 80 aufgenommen, welche Verletzung er ſich am 4. Jänner 1871 
zuzog; er kam hierauf wegen Variola am 27. Jänner 1871 auf Zimmer 
Nr. 62. Patient war wegen Blattern vom 27. Jänner bis 1. Februar in 


Behandlung. Die Blattern waren ſechs Tage vor deſſen Aufnahme auf 
Nr. 62 aufgetreten, alſo am 22. Jänner. 


Die Statthalterei entſchied den Recurs des K. abweislich, indem 
ſie argumentirte, daß G nach der eigenen Angabe des Recurrenten bei 
ihm in Arbeit ſtand, daß er ſich in dieſem Arbeitsverhältniſſe die Ver⸗ 
letzung zuzog und daß K. die Verpflegskoſten zu zahlen habe, weil er 
keiner Genoſſenſchaft angehört. „Es ſei zwar richtig, daß G. nach 
18tägigem Aufenthalte im Spitale erſt an den Blattern erkrankte. Dieſer 
Zufall, an dem Niemand Schuld trage, alterire die Zahlungspflicht des 

„K. nicht, weil der Arbeitsgeber für jede Erkrankung (Syphilis ausge⸗ 
nommen) zahlungspflichtig erſcheine und eine im Spitale erfolgte An⸗ 
ſteckung nicht nachgewieſen iſt“. 

Dem Miniſterialrecurſe des K. hat das Miniſterium des Innern 
unterm 23. Juni 1872, 3. 8066 aus den Gründen der recurrirten Ent⸗ 
ſcheidung keine Folge gegeben. I. 


Zum § 81 des St. G. und zum kaif. Patente vom 6. September 
1850 (betreffend die Gebühren von Spielkarten, Kalendern, aus⸗ 
ländiſchen Zeitungen, Ankündigungen und Einſchaltungen in die 
Tagesblätter). Durch die Nichtabfuhr von Inſertionsgebühren 
Seitens des Verlegers einer periodiſchen Zeitſchrift wird der That⸗ 

beſtand einer Veruntreuung nicht begründet. a 


Mit dem Urtheile des k. k. ſtädt.⸗del. Bezirksgerichtes in Ueber⸗ 
tretungen für Prag vom 25. September 1872, 3. 7226, wurden 
Friedrich K. und Hermann Weder ihnen wegen Nichtabfuhr von In⸗ 
ſertionsgebühren zur Laſt gelegten Uebertretung gegen die Sicherheit 
des Eigenthums durch Veruntreuung nach § 461 St. G. nicht ſchuldig 
erkannt. 

Ueber die Berufung der k. k. Staatsanwaltſchaft hat das k. k. 
böhmiſche Oberlandesgericht mit Urtheil vom 4. October 1872, 
8. 32.188 das erſtrichterliche Erkenntniß abgeändert, beide Angeklagte 
der oberwähnten Uebertretung ſchuldig erkannt und hiefür zum Arreſte 
von acht, reſp. von drei Tagen verurtheilt. 

In der dagegen ergriffenen Berufung machten die Angeklagten 
geltend, daß die Nichtabfuhr von Inſertionsgebühren keine infamirende 
Handlung ſei und ſchon aus dieſem Grunde als eine Veruntreuung 
nicht angeſehen werden könne, daß ferner das Geſetz über Gebühren 
ein Specialgeſetz ſei und deſſen Uebertretungen nicht unter das all⸗ 
gemeine Strafgeſetz ſubſumirt werden können, weil ſonſt faſt jede Ge⸗ 
fällsübertretung als Betrug geſtraft werden müßte, daß endlich die 
Nichtabfuhr von Inſertionsgebühren nach dem Geſetze nicht einmal 
eine Gefällsübertretung begründe, und daß dieſe Gebühren dem Ver⸗ 
leger nicht anvertraut, ſondern von ihm aus ſeinem Vermögen zu 
entrichten ſind. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat unterm 13. November 1872, 
3. 11.693 dieſer Berufung ſtattzugeben und das erſtrichterliche Urtheil 
aufrecht zu erhalten befunden. 

Gründe: 

Der § 181 St. G. ſetzt zu dem Begriffe einer Veruntreuung als 
Gegenſtand ein anvertrautes Gut, als Inhalt deſſen Vorenthaltung, 
oder Zneignung voraus. 

Wenn auch im § 1, Abi. 5 des kaiſ. Patentes vom 6. Sep⸗ 
tember 1850, Nr. 345 R. G. Bl., als Gegenſtand der Abgabe alle 
Ankündigungen und Nachrichten bezeichnet werden, welche Jemand in 
die Zeitungsblätter und andere periodiſche Schriften des Inlandes 
einſchalten läßt, fo ift doch nach $ 27 zur Entrichtung dieſer Abgabe 
der Verleger des Blattes unmittelbar verpflichtet, ohne Rückſicht, ob 
er die Gebühr von der betreffenden Partei ganz, oder in einem ge⸗ 
ringeren Betrage, oder gar nicht erhalten habe, und dieſe Verpflich⸗ 
tung trifft den Verleger allein (§ 28, lit. d), weil im § 29 die 
Haftung anderer Perſonen, insbeſondere derjenigen, welche die Ein⸗ 
ſchaltung in die Zeitungsblätter veranlaßt haben, nicht ausgeſprochen 
iſt und die in dieſem Paragraphe sub c bezeichneten Ankündigungen 
auf Zeitungsinſertionen nicht bezogen werden können, wie ſich aus der 
Vergleichung des Abſatzes 4 und 5 des § 1, dann § 23 bis 25 mit 
§ 26 und 27 unzweifelhaft ergibt. f 

Hat nun das Geſetz dem Staatsſchatze für den Fall, als der 
Verleger die Abgabe nicht bezahlen ſollte oder könnte, das Recht, die 
Gebühr von dem Veranlaſſer der Einſchaltung zu fordern, nicht vor⸗ 
behalten, dieſen Letzteren daher als den eigentlichen Zahlungspflichtigen 
gegenüber dem Gebührenärar nicht anerkaunt, ſo kann auch nicht 
geſagt werden, daß dem Verleger der Betrag der Abgabe von Dem⸗ 


Druckerei der k. Wiener Zeitung. 
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jenigen, der die Einſchaltung veranlaßt hat, zur Abfuhr an den Staats⸗ 
ſchatz anvertraut worden ſei, und daß der Verleger das in ihn geſetzte 
Bertrauen zum Nachtheile des Anvertrauenden mißbraucht habe, viel⸗ 
mehr iſt für den Verleger durch die Aufnahme des Inſerates in ſein 
Blatt dem Staatsſchatze gegenüber die perſönliche Verbindlichkeit zur 
Entrichtung der Abgabe erwachſen, deren Nichterfüllung eine Verun⸗ 
treuung nicht hegründet. G.⸗H. 


Verordnung. 


Verordnung bes k. k. Miniſters für Cultus und Unterricht vom 24. December 
1872, Z. 16.026, betreffend die Erfolgung der Subſtitutionsgebühren an den 
vom Staate erhaltenen Mittelſchulen und Lehrerbildungsanſtalten. 


Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät haben mit Allerhöchſter Entſchließung 
vom 17. December 1872 zu genehmigen geruht, daß die im erſten Abſatze des § 13 
des Subſtitutionsnormales vom 3. Juni 1839 enthaltene Beſchränkung, ſo weit es 
ſich um die Entlohnung der Supplenten an Staats⸗ und Mittelſchulen und ſtaatlichen 
Lehrerbildungsanſtalten handelt, außer Kraft geſetzt werde. 4 

Demgemäß wird den an dieſen Anſtalten verwendeten Süpplenten vom Jahre 
1873 angefangen die Subſtitutionsgebühr ohne Unterſchied, ob der Subſtituͤtkonsauf⸗ 


trag vor Beginn des neuen Schuljahres erliſcht oder noch weiter fortdauert, auch für 
die beiden Ferienmonake zu erfolgen ſein, 


— . ̃ 2 ln... — — 
Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem k. ungar. Miniſterpräſidenten Joſeph v. S zlav N) 
die Würde eines geheimen Rathes tarfret verliehen. 

Seine Majeftät haben dem jubil. Miniſterialrathe Eduard Steiner Ritter 
v. Pfungen den öſterreichiſchen Freiherrnftand tarfrei verliehen. 

Seine Majestät haben dem Polizeirathe Adam Forſter der Prager Polizei⸗ 
Direction taxfrei den Titel und Charakter eines Regterungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Ze e im Finanzminiſterium Friedrich 
Ritter v. Rosner das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens tarftei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Hofratbes bekleideten 
zweiten Oberfinanzrathe der u. ö. Finanzprocuratur Dr. Karl Poſtl die bei derſelben 
erledigte Stelle eines erften Oberfinangrarhes und Procuraturs⸗Stellvertreters verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Seckionsrathe Dr. Joſeph Ritter v. Bezecny 
eine ſyſtemiſirte Miniſterlalrathsſtelle und dem mit Titel und Charakter eines Sections⸗ 
rathes bekleideten Mintſterialſecretär Franz Lyfek eine ſyſtemiſirte Sectionsrathsſtelle 
im Finanzminiſter lum verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Centralinſpector Auguſt R auſcher und dem 
Oberinſpector Vincenz Leeb der Civilſicherheitswache in Wien, erſterem das Ritter⸗ 
kreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens, letzterem tarfrei den Titel eines kaiferlichen Rathes 
verli hen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Johann Woynarowiez den 
Titel und Charakter eines Statthaltereirathes verliehen. 5 

Seine Majeſtät haben dem Amanuenſis des k. k. Münz, und Ankikencabinets 
Dr. Ernft Hartmann Edl. v. Franzenshuld den Titel und Charakter eines 
Euſtos verliehen 8 ene 

Seine Majeſtät haben dem geiſtlichen Rector im allgemeinen Krankenhauſe zu 
Wien Vincenz Watzek das goldene Ver dienſtkreuz mit der Krone verliehen 

Der Miniſter des Innern hat den Polizeicommiſſär Theodor Dermoutz zum 
Obercommiſſär und den Polizelactuar Ferdinand Komornik zum Commiſſär ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den mit Titel und Rang eines Finanzrathes bekleideten 
Finanzprocuratursadjuncten Dr. Maximiljan Chia rt zum Finanzrathe bei der u. ö. 


Finanzprocuratur ernannt. 


Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat eine an der k. k. Univerſitäts⸗ 
bibliothek in Prag erledigte Amanuenſisſtelle dem abſolvirten Hörer der Philojophte 
Bohuslaw Czermak verliehen. 


Erledigungen. 
Directorsſtelle bei der mähriſchen Landeöhauptcaſſe mit 1800 fl. gegen Caution 
von 3000 fl., bis 21. Februar. (Amtsbl Nr. 23.) j Rad 
Einnehmeroſtelle bei dem Nebenzollamte zweiter Claſſe zu Heubach in Ober⸗ 
Oeſterreich mit 500 fl. Gehalt, bis 21. Februar. (Amtsbl. Nr. 25) 
Bezirksſecretärsſtelle in Krain, wit 600 fl. Gehalt. bis 9. Februar. (Amtsbl. 
Nr. 23.) 


Einnehmersſtelle beim Hauptzollamte in Schärding, mit 900 fl. Gehalt, 
Naturalquartier oder Quartiergeld, eventuell eine Zollamts⸗Controlorsſtelle mit 900 fl. 
oder 800 fl., letztere mit oder ohne Naturalquartier oder dem Qu. rtiergeldsbezuge, 
eine Amisofficialsſtelle mit 700 fl., eine Nebenzolleinnehmeroſtelle mit 600 fl. oder 
500 fl., gegen Cautlon, endlich eine Aſſiſtentenſtelle mit 500 fl., bis 24 Februar. 
(Amtspl. Nr. 24.) 

Secundararztesſtelle im neuerbauten Krankenhauſe 
gemeinde in Wien, mit 420 fl. Gehalt und freier Wohnung, 
Nr. 25.) 

Bezirksſecretärsſtelle bei der k. k. 
600 fl. Gehalt, bis 5. März. (Amtsbl. Nr. 


der israelitiſchen Cultus⸗ 
bis 15. Februar. (Amtel 


e in Seſſana, mit 
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Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


